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(JD) Niemand unter Ihnen hat 

wohl ein leichtes Jahr 2020 hinter 

sich. Zu einschneidend hat 

Corona unser Leben bestimmt, 

gesundheitliche Ängste verur-

sacht, finanzielle Schäden ange-

richtet, gewohnte Lebensabläufe 

erschwert oder unmöglich ge-

macht. 

Die kommunale Selbstverwaltung 

hat sich in der Krise wieder einmal 

bewährt. Zwar sind viele maßgeb-

lichen Entscheidungen „oben“ ge-

troffen worden, am spektakulärs-

ten in den Runden der Bundes-

kanzlerin mit den Ministerpräsi-

dent*innen. Vieles mussten den-

noch die kommunal Verantwortli-

chen vor Ort entscheiden. Zu den 

etlichen Punkten zählen die Fra-

gen, wie sie die zahlreichen, stän-

dig wechselnden Corona-

Verordnungen  auslegen und ob 

sie selbst Regelungslücken mit 

Allgemeinverfügungen füllen sol-

len. 

Als Titelfoto haben wir den Weih-

nachtsbaum mit der Leuchtschrift 

„HESSEN“ gewählt. Postiert sind 

beide Elemente vor der Hessi-

schen Staatskanzlei. Die Staats-

kanzlei war in der Krise ständige 

Anspielstation – nicht das Gebäu-

de selbst, aber die Regierung in 

regelmäßigen Videokonferenzen. 

Das so genannte „Corona-

Kabinett“ hat die Spitzenverbände 

informiert, unterrichtet und Hinwei-

se gegeben. Die kommunalen 

Spitzenvertreter haben umgekehrt 

der Landesregierung mit manch 

gutem Rat und Hinweis in der Kri-

se geholfen. 

Man könnte sich wünschen, dass 

diese unmittelbare Kommunikation 

zwischen den kommunalen Vertre-

tern und der Landesregierung die 

Corona-Krise überdauert. Stark 

beanspruchte Minister*innen und 

Wahlbeamt*innen sparen eine 

Menge Energie und Zeit, wenn sie 

statt eines Präsenztermins im ei-

genen Büro vor der Web-Camera  

zu den Themen kommunizieren.  

Einmal waren 2020 die kommuna-

len Präsidenten dann doch in der 

Staatskanzlei auch physisch prä-

sent, als sie am 6.11.2020 die 

Übereinkunft unterzeichnet haben, 

die den Kommunen gut 3.000 Mio. 

Euro aus dem Sondervermögen 

des Landes sichert. 

Während die Bürger*innen jetzt  

zusätzliche Verschärfungen im 

Corona-Reglement erleben, der 

bisherige sanftere Lockdown mit 

zusätzlichen Restriktionen verse-

hen werden muss, warten alle 

sehnsüchtig, dass es endlich los-

geht mit dem Impfen.  

Wird die Bevölkerung schnell im-

munisiert, wird sich die Krise viel-

leicht während des Sommers 2021 

allmählich verabschieden. 

Ihnen allen ein gesundes Kom-

munalwahljahr 2021! 

Frohe Weihnachten und ein gesundes 2021! 

B
ild

: 
H

S
tT

 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/dr-juergen-dieter/
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(Wk) Dichtgedrängtes Shopping in 

prallvollen Einkaufsstraßen. Fröhli-

che Glühweinrunden auf dem 

Weihnachtsmarkt. Gesellige Weih-

nachtsfeiern im Betrieb. Gemütli-

che und besinnliche Stunden im 

großen Kreise der Familie. Erwar-

tungsvolle Begrüßung des Neuen 

Jahres mit klingen Gläsern und 

leuchtendem Feuerwerk… 

All dies verbinden wir mit Weih-

nachten und Silvester. Doch dies-

mal ist es anders. Die Auswirkun-

gen der Coronapandemie treffen 

uns hart. Sei es im gesellschaftli-

chen, kulturellen, wirtschaftlichen 

oder privaten Leben. 

Vom „weichen“ zum „harten“ 

Lockdown  

Seit November galt der sog.  

„weiche“ Lockdown, dessen 

oberste Prämisse es war, die per-

sönlichen Kontakte auf ein erfor-

derliches Minimum zu beschrän-

ken, ohne aber Gesellschaft und 

Wirtschaft komplett herunterzufah-

ren. Kitas und Schulen blieben 

geöffnet. Für den privaten Kontakt 

galt eine Beschränkung auf max. 5 

Erwachsene aus zwei Hausstän-

den, das an Weihnachten und Sil-

vester gelockert werden sollte.  

Jedoch verdichteten sich in den 

letzten Tagen die Anzeichen,  

dass  angesichts der weiter stei-

genden Infektionszahlen und ins-

besondere der nunmehr auch 

deutlichen Übersterblichkeit der 

„weiche“ Lockdown kaum mehr 

ausreichen würde, um die epide-

miologisch dringend notwendige 

Trendwende zu schaffen und den 

immensen Druck aus dem Ge-

sundheitswesen zu nehmen. Statt-

dessen kündigten immer mehr 

Bundesländer eine Verschärfung 

der Beschränkungen an, allen vo-

ran Bayern und Sachsen. 

Was gilt zum Jahreswechsel?  

Um gerade zum Jahreswechsel 

ein bundesweit harmonisiertes 

Vorgehen sicherzustellen, haben 

sich  die Bundeskanzlerin und die 

Regierungschefinnen und -Chefs 

der Länder am 3. Adventssonntag 

darauf verständigt, vom 

16.12.2020 bis vorerst zum 

10.1.2021 vom „weichen“ zum 

„harten Lockdown“ zu wechseln.  

Um nur einige der Maßnahmen zu 

nennen: Der Einzelhandel und die 

Dienstleistungsbranche werden 

auf ein absolutes Minimum herun-

tergefahren. Auch die Kontakte in 

Kitas und Schulen sollen deutlich 

eingeschränkt werden, in vielen 

Ländern durch ein Vorziehen der 

Ferien oder aber durch ein Aus-

setzungen der Präsenzpflicht. Der 

Verkauf von Feuerwerk vor Silves-

ter wird verboten. Es gilt ein Alko-

holverbot im öffentlichen Raum. 

Die Hessische Landesregierung 

wird noch an diesem Montag dar-

über beraten, wie die landesrecht-

lichen Coronaverordnungen an die 

neue Lage anzupassen sind. Be-

reits letzte Woche wurde das Es-

kalationskonzept des Landes zur 

Eindämmung des Coronavirus 

ergänzt. Eingefügt wurde eine 

"Hotspotstufe", nach der zusätzli-

che, kommunale Allgemeinverfü-

gungen ab einer Inzidenz von 200 

zu erlassen sind, die insbesondere 

Ausgangssperren in der Zeit von 

21:00 Uhr bis 05:00 Uhr umfas-

sen. 

  
Impfzentren in den Startlöchern 

Apropos Jahreswechsel. Die Zu-

lassung erster Impfstoffe gegen 

das Corona-Virus in der EU geht 

voran, jedoch ist mit ersten Liefe-

rungen erst Ende 2020 / Anfang 

2021 zu rechnen.  

Dies ist aus kommunaler Sicht 

auch deshalb unbefriedigend, da 

die hessischen kreisfreien Städte  

und Landkreise in einem erhebli-

chen Kraftakt gemeinsam mit dem 

Land das ihrerseits Mögliche und 

Erforderliche getan haben, um 

Voraussetzungen für einen Start 

der Impfungen in den Impfzentren, 

aber auch über die mobilen 

Teams zum zunächst avisierten 

Starttermin Mitte Dezember zu 

schaffen. Hierzu mussten in kür-

zester Zeit zahlreiche Fragen zu 

Infrastruktur, Logistik, Sicherheit, 

Personal, Einladungsmanagement 

und Haftungsrisiken  in enger Ab-

stimmung mit der Task Force 

Impfzentren besprochen und ge-

klärt werden. Kommunen und 

Land befinden sich auf einem gu-

ten Weg, um im Neuen Jahr mit 

einer großangelegten Impfkam-

pagne beginnen zu können.  

Weihnachten und Silvester in Zeiten von Corona 

Bild: Alina Kuzhelvova, 

shutterstock.com 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/dr-felix-wokittel/
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(JD) Das Hessische Finanzaus-

gleichsgesetz, neu geschaffen 

zum 1.1.2016, macht vier Jahre 

Pause. Natürlich nicht das Gesetz 

in seinem gesamten Umfang. Aber 

genau diejenigen Kernelemente, 

die das Gesetz in der Fachwelt 

über die hessischen Grenzen hin-

aus bekannt gemacht haben: die 

Bedarfsorientierung im vertikalen 

Teil des Finanzausgleichs. 

Kommunale Spitzenverbände und 

Landesregierung haben am 

6.11.2020 jenes Paket unterzeich-

net, das den hessischen Kommu-

nen über 3.000 Mio. Euro in den 

kommenden vier Jahren aus dem 

Sondervermögen des Landes si-

chert.  Wesentliches Ziel der Über-

einkunft: den KFA die nächsten 

Jahre über so stabilisieren, dass 

er stetig aufwächst - ausgehend 

von 2020 um Jahresschritte in Hö-

he von exakt 112 Mio. Euro bis 

zum Jahr 2024. 

Zu solchen Festlegungen würde 

es nicht passen, wollte das Land 

die Höhe der Finanzausgleichs-

masse nach bedarfsorientierten 

Parametern bestimmen, damit 

also gerade keine Sicherheit für 

die kommenden Jahre vermitteln. 

Nach solch entscheidender Vor-

festlegung bergen die Vorstellun-

gen der Koalitionsfraktionen im 

Hessischen Landtag zur Änderung 

des Hessischen Finanzausgleichs-

gesetz (HFAG) keine Überra-

schungen mehr (Landtags-

Drucksache 20/4204). 

Das Gesetz ist im Wesentlichen 

solide Handwerkerarbeit. 

Die Abgeordneten des Hessischen 

Landtags haben letzte Woche in 

ihrem Dezember-Plenum den Ge-

setzentwurf in erster Lesung be-

handelt. Die Anhörung zum Geset-

zesentwurf ist wohl für den Haus-

haltsausschuss am 27.1.2021 ge-

plant. 

Evaluierung des Kommunalen 

Finanzausgleichs 

Bemerkenswert ist das klare Be-

kenntnis der Koalitionsfraktionen 

zu einer sich bis 2024 erstrecken-

den Evaluierung des KFA.  

Nachdem das Hessische Finanz-

ausgleichsgesetz in wesentlichen 

Vorschriften bis zum 31.12.2024 

ausgesetzt sein wird, soll es ab 

1.1.2025 wieder mit einem be-

darfsorientiert gestalteten Kommu-

nalen Finanzausgleich aufleben.  

Das Städtetags-Präsidium hat zu-

gestimmt, das HFAG vor seinem 

Neustart 2025 intensiv über einen 

langen Zeitpunkt gemeinsam mit 

der Landesregierung und den an-

deren Spitzenverbänden zu unter-

suchen. 

Künftig jährlich ein Gemeinde-

finanzbericht 

Die Koalitionsfraktionen wollen die 

sogenannte „Beobachtungs- und 

Nachbesserungspflicht“ künftig 

ausdrücklich im Gesetz verankern.   

Der Staatsgerichtshof hatte der 

Verfassung des Landes entnom-

men, dass der hessische Gesetz-

geber das Finanzausgleichsgesetz 

(HFAG) ständig überprüfen und 

gegebenenfalls nachbessern 

muss, wenn das HFAG die verfas-

sungsvorgegebene Finanzausstat-

tungsgarantie nicht mehr erfüllt. 

Diese Überprüfungs- und Nach-

besserungspflicht will die Land-

tagskoalition jetzt zum Gesetz er-

heben. 

Interessant ist, dass die Koalition 

in diesem Kontext einen jährlichen 

Gemeindefinanzbericht einführen 

möchte. Er soll offensichtlich In-

strument sein, um der Beobach-

tungspflicht besser genügen zu 

können. Der Hessische Städtetag 

stellt sich positiv zum Gemeindefi-

nanzbericht und empfiehlt, diesen 

zeitlich gesondert vor der jährli-

chen Besprechung des Kommuna-

len Finanzausgleichs zu diskutie-

ren. 

Zur schwierigen kommunalen Fi-

nanzentwicklung siehe Grafik und 

Tabelle oben.—————————

Teile des Finanzausgleichs machen vier Jahre Pause 

 2020 2021 2022 2023 2024 

Planung 
2019 3.852.865 3.993.694 4.175.005 4.363.332   

Stand Nov 
2020 3.852.865 3.908.282 3.978.862 3.998.853 4.090.909 

3.800.000

3.900.000

4.000.000

4.100.000

4.200.000

4.300.000

4.400.000

2020 2021 2022 2023 2024

Trotz Stabilisieren des KFA:
Absturz Gesamtschlüsselmasse 2021 bis 2024 gegenüber Planung 2019

Planung 2019 Stand Nov 2020

Euro.
Quelle der Daten: HMdF.
Zeichnen der Tabelle und 

eigene Berechnungen: HStT

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/dr-juergen-dieter/
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(JD) Friedrichsdorfs Bürgermeister 

Horst Burghardt, Zweiter Vizeprä-

sident des Hessischen Städteta-

ges, hat am 2.12.2020 vor dem 

Haushaltsausschuss des Hessi-

schen Landtags zum Landeshaus-

halt 2021 und damit insbesondere 

zum Kommunalen Finanzaus-

gleich für die kommenden Jahre 

Stellung bezogen. 

 

Burghardt wies einleitend darauf 

hin, dass der Hessische Städtetag 

normalerweise sehr viel Kritik an 

der kommunalbezogenen Finanz-

politik der Hessischen Landesre-

gierung äußere. Diesmal sei es 

anders. Er beginne mit Lob. Grund 

sei die milliardenschwere Überein-

kunft, welche die Landesregierung 

mit den Kommunalen Spitzenver-

bänden getroffen habe. 

„Dem Hessischen Städtetag war 

und ist es wichtig, dass die 

Schlüsselzuweisungen stabilisiert 

werden“, so Burghardt. Diesem 

Begehren kämen Landesregierung 

und Landtag nach. „Dafür ein 

herzliches Dankeschön.“ Bedeut-

sam sei die Kompensation der 

Gewerbesteuer. 

 

Auch der Innenminister habe, so 

Burghardts Lob,  sinnvolle Locke-

rungen bei der Finanzaufsicht 

über die Kommunen vorgesehen. 

Nach langer Diskussion gestatte 

der Innenminister nun, die außer-

ordentliche Rücklage zum Haus-

haltsausgleich in Anspruch zu 

nehmen. 

 

Trotz dieser Hilfe stünden die 

Kommunen vor finanziell harten 

Jahren. Schließlich seien sie 

„schon vor der Krise nicht auf Ro-

sen gebettet“ gewesen. Nicht das 

Jahr 2020, in das man noch gut 

gestartet und in dem es finanzielle 

Kompensationsleistungen gege-

ben habe, sei das kritischste Jahr. 

„Die bitteren Jahre werden neben 

2021 insbesondere 2022 und 

2023 sein.“ Und das selbst dann, 

wenn die Impfstrategie wirken und 

die Wirtschaft sich schnell erholen 

werde. 

Burghardt verwies auf die weiter-

hin umfangreichen kommunalen 

Aufgaben. Die Städte verzeichnen 

steigende Kosten für Kinderbe-

treuung, das sogenannte 

„GuteKitaGesetz“ sei noch ohne 

gesicherte Anschlussfinanzierung.  

 

Mit Sorge betrachtete er, dass die 

Kommunen mit deutlich schmäle-

ren Kassen als vor der Corona-

Krise hohe Tarifabschlüsse und ab 

2025 den Rechtsanspruch auf 

Schulkinderbetreuung erfüllen 

müssten. Für die Kindertagesein-

richtungen bedürfe es nicht nur 

Investitionsförderung, sondern 

auch Hilfen für den laufenden Be-

trieb. 

 

Er schätze sehr, so Burghardt, 

„dass das Land sich hoch ver-

schuldet, um die Schuldenlast von 

den Kommunen abzuwehren“. Er 

„kann aber nicht versprechen, 

dass die Kommunen ohne neue 

Schulden aus der Krise heraus-

kommen können“. Bei der Diskus-

sion zwischen Bund und Ländern 

darüber, wer die Corona-

bedingten Lasten zu tragen habe, 

stehe er auf der Seite des Landes. 

 

„Es wird auch nicht möglich sein, 

Anreizprogramme der Landesre-

gierung in Anspruch zu nehmen.“ 

 

Mit Ungewissheit blickt Burghardt 

auf den zusätzlichen Finanzbedarf 

bei ÖPNV und Krankenhäusern. 

Das Land müsse sich hier in den 

kommenden Jahren finanziell stär-

ker mit eigenen Mitteln engagie-

ren. 

 

Der Zweite Vizepräsident Horst 

Burghardt stand nach seinem Vor-

trag gemeinsam mit dem GF Di-

rektor Jürgen Dieter zu zahlrei-

chen Rückfragen der Abgeordne-

ten Rede und Antwort.  

Kommunaler Finanzausgleich 2021 – Zweiter Vize-

präsident Burghardt bei Anhörung im Landtag 

2.12.2020: Standen vor dem Haushaltsausschuss des Landtags den Abgeordneten 

Rede und Antwort: Zweiter Vizepräsident Horst Burghardt (im Bild rechts) und GF 

Bild: HStT 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/dr-juergen-dieter/
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(JD) Der Hessische Städtetag 

hat bei seinen Mitgliedskom-

munen nachgefragt, welche 

Erkenntnisse dort über die Ab-

sicht der Landkreise bestehen, 

die Hebesätze von Kreis- und 

Schulumlage zu senken. 

Nicht zuletzt die besonderen 

Unterstützungen des Bundes 

bei den Kosten der Unterkunft 

und des Landes bei ÖPNV und 

Krankenhäusern schaffen den 

Landkreisen ein beachtliches 

Potential zum Senken ihrer 

Umlagen. 

Die Rückmeldungen über das 

Verhalten der Landkreise bei 

ihrer Gestaltung der Kreis- und 

Schulumlage 2021 sind eher 

ernüchternd. Zwar verhalten 

sich einige von ihnen vorbild-

lich und senken ihre Hebesät-

ze. Das Gros nutzt sein Poten-

tial aber nicht oder erhöht in 

einem Fall die Umlagen unter 

dem Strich sogar. 

Wir betonen, dass die nachste-

hende Abbildung einen Zwi-

schenstand spiegelt. Aus dem 

Odenwaldkreis und von Hers-

feld-Rotenburg haben wir über-

haupt noch keine Informatio-

nen. Vielfach haben Kreisaus-

schuss und Kreistag bisher 

nicht entschieden.   

Es zeichnet sich ab, dass in 

der Addition von Kreis- und 

Schulumlage nur zwei der 21 

Landkreise, nämlich die Kreise 

Wetterau (um 2,70) und Main-

Kinzig (um 2,00), eine spürbare 

Entlastung ihrer kreisangehöri-

gen Städte und Gemeinden 

planen (siehe Abbildung, rech-

te Spalte). 

Drei weitere Landkreise, Lahn-

Dill (1,02), Hochtaunus (1,00) 

und  Marburg-Biedenkopf (0,75 

Punkte),  planen immerhin 

noch eine sichtbare Erleichte-

rung. Die drei Landkreise Berg-

straße (0,50), Offenbach (0,16) 

und Rheingau-Taunus (0,15), 

wollen die Umlagen immerhin 

noch minimal senken. 

Zehn der einundzwanzig Land-

kreise werden nach jetzigem 

Stand der Diskussion ihren 

kreisangehörigen Städten und 

Gemeinden nicht mit einer He-

besatzsenkung helfen, von 

zwei Kreisen fehlen uns jegli-

che Informationen.  

Leider ragt der Landkreis Groß-

Gerau negativ heraus: Er wird 

gegenüber 2020 seine Hebe-

sätze um 3,40 Punkte nach 

oben heben. 

Wenig Hilfe der Landkreise für die kreisangehörigen Städte 

2021 zu 

2022

H ebesatz 

2017

H ebesatz 

2018

H ebesatz 

2019

H ebesatz 

2020

H ebesatz 

2021

hö her/    

niedriger

Wetterau 51,23 50,73 49,73 47,81 45,11 -2,70 

M ain-Kinzig 54,07 50,97 50,97 50,47 48,47 -2,00 

Lahn-Dill 53,23 52,23 53,37 50,64 49,62 -1,02 

Hochtaunus 55,11 55,11 55,11 55,79 54,79 -1,00 

M arburg-Biedenkopf 52,51 52,01 50,36 50,36 49,61 -0,75 

Bergstraße 53,02 52,22 51,72 51,72 51,22 -0,50 

Offenbach 51,34 51,51 52,66 50,88 50,72 -0,16 

Rheingau-Taunus 52,71 51,45 49,60 48,80 48,65 -0,15 

Darmstadt-Dieburg 53,46 53,46 53,45 53,45 53,45 0,00

M ain-Taunus 50,60 49,60 49,00 47,00 47,00 0,00

Odenwald 53,15 53,15 53,15 53,15 53,15 0,00

Gießen 55,59 57,26 51,50 51,50 51,50 0,00

Limburg-Weilburg 54,54 52,50 51,00 50,50 50,50 0,00

Vogelsberg 53,42 53,92 54,26 54,76 54,76 0,00

Fulda 48,07 48,07 48,07 48,07 48,07 0,00

Hersfeld-Rotenburg 52,32 52,32 50,45 50,51 50,51 0,00

Kassel 54,08 52,98 53,85 52,20 52,20 0,00

Schwalm-Eder 49,60 47,40 46,90 46,90 46,90 0,00

Waldeck-Frankenberg 48,99 47,41 47,41 46,91 46,91 0,00

Werra-M eißner 51,42 51,00 50,52 49,89 49,89 0,00

Groß-Gerau 55,23 54,30 54,44 55,34 58,74 3,40

Kreis-  plus Schulumlage

Abbildung.  Hebesätze Kreis– plus Schulumlage. Quelle: Hessisches Innenministerium, 
Hessisches Finanzministerium; eigene Erhebungen und Zeichnen der Tabelle: HStT. 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/dr-juergen-dieter/
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(Hm/Wm) Als wichtigen Pfeiler der 

sozialen Daseinsfürsorge in den 

Regionen und als Innovationstrei-

ber in der öffentlichen Verwaltung 

sehen sich die Kommunalen Job-

center in Hessen. In einem Zu-

kunftspapier haben sie die Eck-

punkte ihres Selbstverständnisses 

und acht zentrale strategische An-

sätze für die Weiterentwicklung 

ihrer Arbeit dargestellt. In einer 

Sondersitzung im Format einer Vi-

deokonferenz hat der Gemeinsame 

Ausschuss der hessischen Kom-

munalen Jobcenter des Hessi-

schen Landkreistages und des 

Hessischen Städtetages das Pa-

pier jetzt verabschiedet.  

Die Leistungen nach dem SGB II 

werden bundesweit, je nach Woh-

nort, entweder von Kommunalen 

Jobcentern in alleiniger kommuna-

ler Verantwortung oder von ge-

meinsamen Einrichtungen zusam-

men mit der Agentur für Arbeit er-

bracht. Verantwortliche aus der 

hessischen Politik und Verwaltung 

waren bei der Einführung des SGB 

II im Jahr 2005 Vorreiter in dem 

Bestreben, die kommunale Eigen-

verantwortung bei der Umsetzung 

des SGB II in den Vordergrund zu 

stellen, indem die Kommunalen 

Jobcentern als Alternative zu den 

gemeinsamen Einrichtungen etab-

liert wurden. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Kom-

munalen Jobcenter in Hessen hat 

strategische Ansätze formuliert, mit 

denen diese die Herausforderun-

gen der Zukunft bewältigen wollen. 

Dazu gehören die weitere Digitali-

sierung ihrer Dienstleistungen, 

ebenso wie Innovationsansätze in 

den Kommunalen Jobcentern und 

eine Offensive zur Personalsiche-

rung und Personalentwicklung. Da-

bei bekennen sie sich zu einer Poli-

tik von Offenheit und Transparenz  

 

und einem Dialog mit der Öffent-

lichkeit, der auch kritische Punkte 

nicht auslässt. Sie fordern aber für 

die engagierte Arbeit ihrer Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter Wertschät-

zung und weiterhin Rückende-

ckung durch die Politik in den Kom-

munen, auf Landes- und Bundes-

ebene. 

Digitaler Zukunftsweg 

Im Themenfeld Arbeit & Ruhestand 

befinden sich der Antrag auf Hilfe 

zum Lebensunterhalt und das Sozi-

alportal in der Planung. Augenblick-

lich wird die Bildungs- und Teilha-

beleistungsbeantragung erarbeitet.  

Im „kleinen verteilten Vorge-

hen“ (kvV) werden in Koordination 

durch einige KJC die FIM-Artefakte 

der SGB II-Anträge erarbeitet. Eine 

Setzung bezüglich der Referenzim-

plementierung durch einen IT-

Dienstleister erfolgt in diesem Pro-

zess bewusst nicht. Die FIM-

Informationen sollen gemäß dem 

vorgegebenen Weg freigegeben 

werden und dann zur Nachnutzung 

bzw. Umsetzung verfügbar ge-

macht werden. Durch welchen  

 

Dienstleister diese erfolgen soll, 

wird eine politische Entscheidung 

sein und ist nicht Bestandteil des 

kvV. Bei der Erarbeitung der FIM-

Informationen soll die Fachlichkeit 

Priorität haben und nicht bereits 

durch technische Einschränkungen 

reguliert werden. 

Der Alg II-Onlineantrag ist nun seit 

einigen Wochen in Betrieb und 

kann bundesweit nachgenutzt wer-

den. Die BA hat zurzeit eine Nach-

nutzung durch die Jobcenter gE 

geprüft. Rein technisch wäre dies  

aufgrund der Mandantenfähigkeit 

problemlos möglich. 

Das Innovation-Lab hat zudem eini-

ge Entwicklungen zur Verfügung 

gestellt. Es wurde sich konsequent 

dafür entschieden, die gewünsch-

ten Dinge eigenständig umzuset-

zen: „make“ statt „buy“. Die Mitar-

beiter der KJC erzeugen die Ergeb-

nisse selbst. Nach bald einem Jahr 

des Innovation-Labs der hessi-

schen KJC sind zahlreiche Erfolge 

sichtbar, die wir bundesweit voran-

bringen. Prima! So sieht gemeinsa-

mes Arbeiten aus. Nachmachen! 

Kommunale Jobcenter auf dem Weg in die Zukunft 

Bild: Schuckart, fotolia.com 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/michael-hofmeister/
https://www.hess-staedtetag.de/fileadmin/user_upload/Mitarbeiter/Wissmeier_web.jpg
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(Hm) Ohne Berücksichtigung des 

Vortrages der Kommunalen Spit-

zenverbände hat das Bundeskabi-

nett den Entwurf eines Gesetzes 

zur Stärkung von Kindern und Ju-

gendlichen am 2. Dezember 2020 

abgestimmt und beschlossen. Er 

soll im Januar in den Bundestag 

eingebracht werden. Geplant ist die 

Verabschiedung noch vor der Som-

merpause 2021. 

Mehr Standards ohne Ausgleich 

In Hessen wird sich keine Stadt 

unter den gegebenen Bedingungen 

diese Reform personell oder finan-

ziell leisten können. Selbst wenn 

man noch so viele finanzielle Res-

sourcen über den hier berechneten 

Finanzbedarf hinaus zusätzlich zur 

Verfügung stellen würde, scheitert 

die Umsetzung am fehlenden 

Fachkraftpersonal. 

Das Gesetz führt eine erhebliche 

Zahl neuer Standards und Ansprü-

che ein, weitet die Beteiligungs-

rechte aus und gibt detaillierte Ver-

fahrensvorgaben. Statt den Mög-

lichkeiten, flexibel auf unterschiedli-

che Bedarfe von Kindern und Ju-

gendliche reagieren zu können, 

wird ein bürokratisches Hilfeplan-

verfahren detailliert vorgegeben. 

Die Verfahrensschritte sind dem-

nach gesetzlich festgelegt. Abwei-

chungen müssen begründet wer-

den. Mag auch der eine oder die 

andere die Vorgaben als Hilfestel-

lung für das eigene Arbeiten be-

greifen, so wird doch die Praxis 

schnell zeigen, dass junge Men-

schen – und das ist auch gut so (!) 

– eben nicht in Raster, Checklisten 

und vom BMFSFJ ausgedachte 

Verfahren passen. Es gilt der Köl-

sche Grundsatz: Jeder Jeck ist an-

ders! 

Aushöhlung Selbstverwaltung 

Des Weiteren bleibt die Kommuna-

le Selbstverwaltung auf der Stre-

cke. Dass es sich hierbei noch um 

pflichtige Selbstverwaltung im ei-

gentlichen Sinne handelt, wird kein 

Verfassungs- oder Verwaltungs-

rechtler schon jetzt ernsthaft mehr 

behaupten können. Dort, wo kein 

Jugendhilfeträger mehr über das 

„Wie“ einer Aufgabenausführung 

wirklich entscheiden kann, fehlen 

die durch Art. 28 des Grundgeset-

zes gewährleisteten Rechte und 

Möglichkeiten auf Personal-, Orga-

nisations-, Aufgaben- und Ausga-

benhoheit und -steuerung. 

Was ist das für ein Bundesfachmi-

nisterium, das eine Anhörung 

durchführt, von Träger- und Eltern-

vertretern das ganze Jahr über 

Wunschlisten entgegennimmt, die-

se ohne wirkli-

che Einbezie-

hung derjenigen, 

die die Gesetze 

ausführen, ein-

fach beschließt 

und sämtliche 

Vorträge der 

Praxis unbe-

rücksichtigt 

lässt? Es ist zu 

hoffen, dass die 

Bundestagsab-

geordneten sich im Klaren darüber 

sind, was sie da im Wahljahr 2021 

beschließen. 

Große Lösung  

Auch die Zuständigkeit für junge 

Menschen mit Behinderung wird 

mit diesem Gesetz geregelt. Es ist 

richtig: man kann in einer Einrich-

tung schlicht Kinder mit und ohne 

Behinderung nicht unterschiedlich 

behandeln. Der Bund lässt aber 

hier vollkommen unberücksichtigt, 

dass in den Jugendämtern flächen-

deckend Personal aufgebaut wer-

den muss, dass nicht so einfach 

vom Eingliederungsbereich in den 

Jugendbereich wechseln kann. 

Anspruch auf Ganztag kommt 

Auch wenn manche politische Par-

tei mit dem Ganztag liebäugelt, so 

ist und bleibt es den Eltern gegen-

über unehrlich, wenn man jetzt ab 

2025 den Ganztag schrittweise 

einführen will. In Hessen soll sich 

das an Schulen vollziehen, der An-

spruch aber über das SGB VIII si-

chergestellt werden. Also werden 

auch hier Jugendhilfe-Fachkräfte 

gebraucht. Wo sollen die herkom-

men? Die rund 30.000 Fachkräfte, 

die wir berechnet bis 2030 brau-

chen, werden in Krippe und Kinder-

garten dringend gebraucht. Lasst 

uns doch erst einmal die bestehen-

de Qualität sichern und stärken. 

Finanzberechnungen unseriös 

Vollkommen unseriös sind die fi-

nanziellen Berechnungen. Wir wer-

den es erleben: das vom Bund aus-

gerechnete Geld reicht schon für 

Hessen nicht. Investitionsbedarfe 

werden nicht berücksichtigt. Die 

Verwaltungskosten lassen die An-

strengung der Fachkräftegewin-

nung vollkommen außen vor. Rote 

Karte für das BMFSFJ und die 

Bundesregierung. 

Zum 103. Mal: Jugendhilfe-Reform nicht umsetzbar  

SGB-Reform: ein Balance-Akt 
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https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/michael-hofmeister/
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(Gi) Nach der Hessischen Gemein-

deordnung sind Online-Sitzungen 

der kommunalen Organe 

unzulässig. Obgleich die 

Landeshauptstadt Wiesbaden und 

andere Städte vor dem Hintergrund 

der bestehenden Pandemie den 

Wunsch geäußert hatten, die 

Möglichkeit von Gremiensitzungen 

auch im Wege von 

Videokonferenzen zuzulassen, hat 

das Innenministerium bisher keine 

entsprechende gesetzliche 

Änderung in Aussicht gestellt. 

Die Schwere der zweiten Welle der 

Corona-Pandemie hat jedoch zu 

Signalen aus dem Ministerium 

geführt, dass eine Änderung in 

diesem Sinne möglich sein könnte, 

sofern sich alle kommunalen 

Spitzenverbände für die Einführung 

von Online-Sitzungen aussprä-

chen. Zur Diskussion steht die 

Einführung einer Vorschrift, die 

§  37a Gemeindeordnung Baden-

Württemberg entspricht.  

§ 37a 

Durchführung von Sitzungen ohne 

persönliche Anwesenheit der 

Mitglieder im Sitzungsraum 

(1) Durch die Hauptsatzung kann 

bestimmt werden, dass notwendige 

Sitzungen des Gemeinderats ohne 

persönliche Anwesenheit der 

Mitglieder im Sitzungsraum 

durchgeführt werden können; dies 

gilt nur, sofern eine Beratung und 

Beschlussfassung durch zeit-

gleiche Übertragung von Bild und 

Ton mittels geeigneter technischer 

Hilfsmittel, insbesondere in Form 

einer Videokonferenz, möglich ist. 

Dieses Verfahren darf bei 

Gegenständen einfacher Art 

gewählt werden; bei anderen 

Gegenständen darf es nur gewählt 

werden, wenn die Sitzung 

andernfalls aus schwerwiegenden 

Gründen nicht ordnungsgemäß 

durchgeführt werden könnte. 

Schwerwiegende Gründe liegen 

insbesondere vor bei Naturkata-

strophen, aus Gründen des 

Seuchenschutzes, sonstigen 

außergewöhnlichen Notsituationen 

oder wenn aus anderen Gründen 

eine ordnungsgemäße Durch-

führung ansonsten unzumutbar 

wäre. Bei öffentlichen Sitzungen 

nach Satz 1 muss eine zeitgleiche 

Übertragung von Bild und Ton in 

einen öffentlich zugänglichen 

Raum erfolgen. 

 

(2) Die Gemeinde hat sicher-

zustellen, dass die technischen 

Anforderungen und die daten-

schutzrechtlichen Bestimmungen 

für eine ordnungsgemäße Durch-

führung der Sitzung einschließlich 

Beratung und Beschlussfassung 

eingehalten werden. In einer 

Sitzung nach Absatz 1 Satz 1 

dürfen Wahlen im Sinne von § 37 

Absatz 7 nicht durchgeführt wer-

den. Im Übrigen bleiben die für den 

Geschäftsgang von Sitzungen des 

Gemeinderats geltenden 

Regelungen unberührt. 

(3) Bis 31. Dezember 2020 findet 

Absatz 1 mit der Maßgabe An-

wendung, dass eine Regelung in 

der Hauptsatzung nicht erfor-

derlich ist. 

 

Eine sehr eindeutige Mehrheit der 

Mitglieder des Hessischen Städte-

tages spricht sich für eine 

Regelung im Sinne des § 37a 

Gemeindeordnung Baden-

Württemberg in der Hessischen 

Gemeindeordnung aus. Eine 

wörtliche Übertragung dieser Vor-

schrift in die Hessische Kommu-

nalverfassung würde jedoch 

rechtliche Lücken verursachen und 

wäre mit praktischen Hürden ver-

bunden. So kennt die Gemein-

deordnung in Baden-Württemberg 

keinen Magistrat. Auch für dieses 

Organ bedarf es einer Regelung. 

Weiterhin ist die Frage der 

anzuwendenden Technik zur 

sicheren Abstimmung im Online-

Verfahren rechtlich zu definieren. 

Der Begriff der "Gegenstände 

einfacher Art" gemäß § 37a Absatz 

1 Satz 2 GemO BW bedürfte einer 

Klarstellung. Auch müsste im Ge-

setz eine Festlegung getroffen wer-

den, wer grundsätzlich die Ent-

scheidung über die Anwendung 

des Online-Verfahrens trifft. 

 

Demnächst Online-Sitzungen kommunaler Gremien? 

Bild: Girts Ragelis, shutterstock.com 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/stephan-gieseler/
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Weiterhin setzt die Aufnahme und 

Übertragung von Ton und Bild der 

Mandatsträger, bisher deren per-

sönliche Zustimmung dazu voraus.  

 

Ohne Zustimmung dürfen ihre Bild- 

und Tondaten digital nicht verarbei-

tet oder verbreitet werden. Eine feh-

lende Zustimmung ist jedoch kein 

Rechtfertigungsgrund, diese Man-

datsträger von einer Teilnahme an 

den Sitzungen kommunaler Gremi-

en auszuschließen. Insoweit bedarf 

es bei der gesetzlichen Einführung 

von Online-Sitzungen kommunaler 

Gremien zwingend einer ge-

setzlichen Regelung, die eine Auf-

zeichnung und Übertragung von 

Bild- und Tondateien der Mandats-

träger erlaubt, ohne dass diese aus-

drücklich ihre Zustimmung dazu 

erteilt haben. Denkbar wäre z.B. 

eine gesetzlich geregelte Zustim-

mungsfiktion durch Teilnahme an 

der Online-Sitzung. 

 

Nicht gering ist der technische Auf-

wand für die Städte, insbesondere 

die Sitzungen der Stadtverordneten-

versammlung online zu organisieren 

und ggfs. eine datensichere Abstim-

mungssoftware zu implementieren. 

Im Hinblick darauf, mit der Durch-

führung von Online-Sitzungen einen 

Beitrag dafür zu leisten, dass sich 

die bestehende Pandemie  in ihrer 

Ausbreitung verlangsamt, ist die 

Einführung neuer digitaler Technik 

für kommunale Organe jedenfalls 

verhältnismäßig.  

 

Insofern ist es richtig, wenn der 

Landesgesetzgeber eine gesetzli-

che Grundlage für die Durchführung 

von Online-Sitzungen kommunaler 

Gremien verabschiedet. Eine mit 

§  37a Gemeindeordnung Baden-

Württemberg vergleichbare Rege-

lung zu schaffen, ist eine gute Idee. 

Allerdings bedarf es einer Vorschrift, 

die in den rechtlichen Rahmen der 

Hessischen Gemeindeordnung 

passt und möglichst so klar formu-

liert ist, dass ihre Anwendung auch 

tatsächlich eine Verfahrens-

erleichterung darstellt. 

Soll die Vorschrift einen wahrnehm-

baren Beitrag zur Eindämmung der 

bestehenden Pandemie leisten, 

muss sie jedoch noch in diesem 

Jahr verabschiedet werden.  

Präsidium verlegt die Mitgliederversammlung unter 

freien Himmel - Tagung am 15. Juli 2021 

 (JD) Erstmals in der Geschichte 

des dann 50 Jahre alten Hessi-

schen Städtetages wird er eine Mit-

gliederversammlung unter – fast – 

freiem Himmel im überdachten Kas-

seler Auestadion abhalten.  

Um keinerlei Risiko einzugehen, 

sollen die erwarteten rund 250 De-

legierten nicht wie ursprünglich ge-

plant für Ende September ins Kas-

seler Rathaus eingeladen werden.  

Bei einer Veranstaltung in der fri-

schen Luft ist sich das Führungs-

gremium des Verbandes sicher, im 

Juli die Corona-Bedingungen auch 

für die erwartete große Teilnehmer-

zahl einhalten zu können.  

 

Die Mitgliederversammlung des 

Hessischen Städtetages wählt alle 

fünf Jahre nach der Kommunalwahl 

den Hauptausschuss des Verban-

des. Dieser wählt seinerseits das 

Verbandspräsidium. Wer Präsi-

dent*in und Vizepräsident*innen 

wird, entscheidet das Präsidium 

durch Auswahl unter seinen Mitglie-

dern selbst. 

Zusammenkommen muss die Mit-

gliederversammlung bis spätestens 

1. Oktober 2021, also binnen einer 

Frist von einem halben Jahr nach 

Start der neuen Kommunalwahlperi-

ode am 1.4.2021.  

Derzeitiger Präsident ist der Kasse-

ler Oberbürgermeister Christian 

Geselle, dessen Amtszeit turnusge-

mäß im dritten Quartal 2021 enden 

wird. Er ist zugleich Gastgeber der 

Mitgliederversammlung.  

Stärker einschränken muss sich der 

Hessische Städtetag für die Teil-

nehmerzahl seiner 50-Jahr-Feier 

am 23. April 2021 im Wiesbadener 

Rathaus. Nach derzeitigen Corona-

Bedingungen darf der Saal nur rund 

25 Personen aufnehmen. Die Ge-

schäftsstelle plant gemeinsam mit 

der Landeshauptstadt daher mit 

virtuellen Elementen und der leisen 

Hoffnung, dass der April mehr zu-

lässt als der Dezember. Zugesagt 

als Gastredner hat bereits seit ge-

raumer Zeit MP Volker Bouffier. 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/dr-juergen-dieter/
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 (Ba) Das Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales hat den Refe-

rentenentwurf eines Gesetzes zur 

mobilen Arbeit vorgelegt. Ziel ist es, 

mobile Arbeit zu fördern und zu er-

leichtern. 

 

In der Gewerbeordnung soll ein 

neuer rechtlicher Rahmen für mobi-

le Arbeit geschaffen werden. Der 

Referentenentwurf sieht vor, dass 

Arbeitnehmer ihren Wunsch nach 

mobiler Arbeit ihrem Arbeitgeber 

mitteilen können und dabei Beginn, 

Dauer und Verteilung der mobilen 

Arbeit angeben müssen. Der Arbeit-

geber muss diesen Wunsch ge-

meinsam mit dem Arbeitnehmer mit 

dem Ziel erörtern, zu einer Verein-

barung zu gelangen. Kommt keine 

Vereinbarung zustande, muss der 

Arbeitgeber schriftlich begründen, 

warum er dem Wunsch nicht statt-

geben will. Die Ablehnungsgründe 

dürfen nicht sachfremd oder willkür-

lich sein. Kommt es innerhalb von 

zwei Monaten nicht zu einer Erörte-

rung und/oder entspricht die Ableh-

nung nicht den gesetzlichen Erfor-

dernissen, greift eine gesetzliche  

Fiktion und die vom Arbeitnehmer 

mitgeteilte Form der mobilen Arbeit 

gilt als festgelegt.  

Durch Tarifvertrag kann von diesen 

Vorgaben abgewichen werden. Die 

gesamte Arbeitszeit ist zu erfassen. 

Durch eine Änderung des SGB VII 

soll sichergestellt werden, dass die 

gesetzliche Unfallversicherung auch 

für das mobile Arbeiten greift. 

Die neuen Regelungen sollen für  

alle Arbeitnehmer und damit auch 

für die Arbeitnehmer der Kommu-

nen gelten.  

Mobiles Arbeiten       

Elektronische Ausländerakte - Angebot der Nutzungserweiterung  

(Oe) Mit dem Projekt 

„Elektronische Ausländerakte 

Hessen" wurde bei den kommu-

nalen und den zentralen Auslän-

derbehörden beim RP die elekt-

ronische Aktenführung etabliert. 

Sie unterstützt einen sicheren 

und schnelleren Akten- und In-

formationsaustausch zwischen 

den Ausländerbehörden, redu-

ziert Aktenlaufzeiten und verbes-

sert die Zusammenarbeit zwi-

schen den Ausländerbehörden.  

Präsidium und Hauptausschuss 

des Hessischen Städtetages 

stimmten schon am 14.3.2019 

im Ziel mit dem Land Hessen 

überein, als eines der ersten 

Bundesländer die Ausländerak-

ten kommunaler Ausländerbe-

hörden elektronisch zu führen. 

Dafür hat das Land mit der För-

derrichtlinie "Elektronische Aus-

länderakte Hessen“ für die 

Haushaltsjahre 2019 bis 2023 

insgesamt 1,5 Millionen Euro zur 

Verfügung gestellt.  

Die kommunalen Ausländerbe-

hörden wurden bei der Einfüh-

rung von Dokumentenmanage-

mentsystemen (DMS) und beim 

Scannen aktiver Bestandsdaten 

finanziell unterstützt. Nicht zu-

wendungsfähig sind insbesonde-

re die Erstellung und Anpassung 

von Schnittstellen zu anderen 

Softwareprodukten oder Fachan-

wendungen, sowie die Anpas-

sungs-, Wartungs- und Pflege-

kosten für die für den Betrieb 

des Systems notwendige Hard-

ware. 

Das Hessische Innenministerium 

will nun die Nutzungsmöglichkei-

ten der Ausländerbehörden um 

den Austausch mit den Bürgerin-

nen und Bürgern erweitern.  

Mit dem Angebot an alle Auslän-

derbehörden soll eine einheitli-

che Regelung für die perspektivi-

sche Nutzung etabliert werden. 

Während der Vertragslaufzeit bis 

zum 31.3.2024 ermutigt das 

HMdIS die Ausländerbehörden 

einen Untervertrag zu eigenen 

Lasten zur erweiterten Nutzung 

der ebox21 mit der ekom21 ab-

zuschließen.  

Seitens der Ausländerbehörden 

besteht kein Anspruch auf eine 

Fortführung der ebox21 oder 

eines Alternativproduktes durch 

das HMdIS nach dem 31.3.2024. 

 

Bild: Kinga, shutterstock.com 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/dr-brigitte-baum/
https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/anita-oegel/
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(Sw) Der Hessische Städtetag hat 

gemeinsam mit dem Hessischen 

Beauftragten für Datenschutz und 

Informationsfreiheit (HBDI), dem 

Hessischen Städte- und Gemein-

debund und den Verbänden der 

Wasserwirtschaft eine Erklärung zu 

datenschutzrechtlichen Aspekten 

bei der Nutzung von Funkzählern 

herausgegeben.  

Diese gemeinsame Erklärung hat 

die Zulässigkeit des Einbaus und 

des Betriebs von Funkwasserzäh-

lern durch die hessischen Wasser-

versorger am Grundstücksan-

schluss zum Gegenstand. Sie stellt 

die datenschutzrechtlichen Min-

destanforderungen dar, welche die 

hessischen Wasserversorger als 

Verantwortliche für die Datenverar-

beitung aus Sicht des HBDI sowie 

der beteiligten Verbände gewähr-

leisten müssen. 

Die gemeinsame Erklärung finden 

Sie auf der Internetseite des Daten-

schutzbeauftragten in der Rubrik 

"Verkehr, Versorger" oder unter 

folgendem Link; dann: 

Datenschutzrechtliche Aspekte bei 

der Nutzung von Funkwasserzäh-

lern  

 

Datenschutz-Information beim 

Einsatz von Funkwasserzählern 

Zusätzlich zu der gemeinsamen 

Erklärung haben die Verbände in 

einem gesonderten Papier darge-

stellt, wie die Information der von 

der Datenverarbeitung Betroffenen 

erfolgen kann und welche formalen 

Anforderungen zu beachten sind.  

Denn die verantwortliche Stelle, 

also in der Regel das Wasserver-

sorgungsunternehmen, ist ver-

pflichtet, den von der Datenverar-

beitung Betroffenen zu informieren. 

Die datenschutzrechtliche Aufklä-

rung der Betroffenen über die Ver-

arbeitung ihrer personenbezoge-

nen Daten beim Einsatz von Funk-

wasserzählern erfolgt nach ge-

meinsamer Rechtsaufassung der 

beteiligten Verbände gemäß Art. 14 

der Datenschutz-Grundverordnung 

(kurz: DS-GVO). 

Wichtig ist, dass die Datenschutz-

Information den Betroffenen aktiv 

durch das Wasserversorgungsun-

ternehmen übermittelt werden 

muss. Es reicht nicht aus, allein in 

der Wasserversorgungssatzung ei-

nen Hinweis aufzunehmen oder 

über das Amtsblatt, die Veröffentli-

chungsblätter des Wasserversor-

gers oder über die Medien zu infor-

mieren. 

Wie genau, zu welchem Zeitpunkt 

und mit welchem Inhalt die Was-

serversorger beim Einsatz von 

Funkzählern die Betroffenen be-

nachrichtigen können, ist in dem 

gemeinsamen Papier „Datenschutz

-Information beim Einsatz von 

Funkwasserzählern“ zusammenge-

fasst.  

 

Regelung in der Wasserversor-

gungssatzung  

Da der Wasserversorger sich je-

weils nur an den Anschlussnehmer 

wenden kann, der nicht unbedingt 

identisch ist mit dem Bewohner, 

muss ein Passus in die Wasserver-

sorgungssatzung aufgenommen 

werden, die den Anschlussnehmer 

verpflichtet, die Datenschutz- 

 

 

 

 

 

 

 

 

Information an die Mieter weiterzu-

geben. Eine Regelung in der Was-

serversorgungssatzung könnte bei-

spielsweise lauten:  

„Der Eigentümer bzw. Erbbaube-

rechtigte ist zur Weiterleitung der 

Datenschutzinformation an die 

Wasserabnehmer im Sinne des § 

… dieser Satzung verpflichtet.“  

Eine Ergänzung der Wasserversor-

gungssatzung entspricht der oben 

genannten gemeinsamen Erklä-

rung mit dem HBDI. Dort heißt es 

u.a.:   

 

„Ist das versorgte Objekt vermietet 

und bleibt der Vermieter der Ge-

bührenschuldner bzw. der Ver-

tragspartner des Wasserversor-

gers, muss in die Wasserversor-

gungssatzung bzw. in die Versor-

gungsverträge die Pflicht des Ver-

mieters zur Weiterleitung der Da-

tenschutzinformation an die 

(neuen) Mieter (Betroffene im da-

tenschutzrechtlichen Sinne) aufge-

nommen werden.“ 

 

Datenschutzrechtliche Aspekte bei der Nutzung 

von Funkwasserzählern  

Bild: VTT Studio, shutterstock.com 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/sandra-schweitzer/
https://datenschutz.hessen.de/datenschutz/verkehr-versorger
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(Pf) Die Corona-Pandemie hat 

Einfluss auf nahezu alle Berei-

che und somit auch auf die 

Vergabeverfahren.  

 

Für den Oberschwellenbereich 

hat das Bundeswirtschaftsmi-

nisterium in seinem Rund-

schreiben  zur Anwendung des 

Vergaberechts im Zusammen-

hang mit der Beschaffung von 

Leistungen zur Eindämmung 

der Ausbreitung des neuartigen 

Coronavirus SARS-CoV 2 vom 

19.3.2020 bestätigt, dass durch 

die Corona-Pandemie für ver-

schiedene Sachverhalte verga-

berechtlich der Tatbestand 

der „äußerst dringlichen Grün-

de“ angenommen werden 

kann.  

 

Damit sind bspw. Beschaffun-

gen von Desinfektionsmittel, 

Schutzhandschuhen, Atem-

schutzmasken, IT-Geräten zur 

Einrichtung von Home-Office-

Arbeitsplätzen sowie Trenn-

wände zur Separierung von 

Mitarbeitern durch Verhand-

lungsverfahren ohne Teilnah-

mewettbewerb zulässig. 

 

Über den Ausnahmegrund der 

Dringlichkeit der Beschaffung 

können in Hessen im Unter-

schwellenbereich bis zur EU-

Schwellenwertgrenze Direkt-

aufträge für Liefer-, Dienst- und 

Bauleistungen durchgeführt 

werden, sofern diese unmittel-

bar oder mittelbar zur Eindäm-

mung der Corona-Pandemie 

beitragen. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 2 

HVTG wird bei Freihändiger 

Vergabe mit mehreren oder in 

besonderen Ausnahmefällen 

nur mit einem geeigneten Un-

ternehmen über den Gegen-

stand und die Bedingungen 

des Auftrags verhandelt. 

 

 

Nach dem aktuell gültigen Hes-

sischen Vergabeerlass 

(https://www.absthessen.de 

pdfKonsolidierungVergabeer-

lass2020_09_14.pdf),  

Ziff. 1.3 Satz 3 und 4, kann ein 

solcher besonderer Ausnahme-

fall bei unverschuldeter Dring-

lichkeit vorliegen, sodass da-

her Direktaufträge für „Corona-

bedingte“ Beschaffungen ohne 

eine Beschränkung auf be-

stimmte Wertgrenzen zulässig 

sind.  

 

An dieser Stelle muss aller-

dings darauf hingewiesen wer-

den, dass dies die hessischen 

Auftraggeber aber natürlich 

nicht von der Beachtung der 

Haushaltsgrundsätze der Wirt-

schaftlichkeit und Sparsamkeit 

der Beschaffung befreit.  Zu-

dem ist weiterhin, wenn mög-

lich, zwischen den beauftragten 

Unternehmen zu wechseln. 

Auch die Grundsätze des Wett-

bewerbs, der Gleichbehand-

lung und Transparenz sind im 

Blick zu behalten. 

 

 

Sowohl im Unter- als auch im 

Oberschwellenbereich gibt es 

also entsprechende Vereinfa-

chungen, um auf die besonde-

re Pandemiesituation in der 

Auftragsvergabe recht flexibel 

reagieren und die Beschaffun-

gen am Laufen halten zu kön-

nen.  Hierbei ist auch 

die elektronische Kommunikati-

on im Vergabeverfahren sehr 

hilfreich . Zudem ist es bei-

spielsweise von Vorteil, beste-

hende Rahmenvereinbarun-

gen, etwa bei der Beschaffung 

von Büromaterial oder IT-

Hardware, zu nutzen.  

Ebenso können –  vergabe-

rechtsfreie –  „Auftragsände-

rungen während der Vertrags-

laufzeit“ (§ 132 GWB) hilfreich 

sein. Sie tragen dazu bei, dass 

Kommunen nicht neu aus-

schreiben müssen und schnell 

vergeben können.  

Vergabeverfahren in der Pandemie 

Bild: Pixelkorn, stock.adobe.com 

https://www.hess-staedtetag.de/der-verband/geschaeftsstelle/team/tanja-charlotte-pflug/
http://www.absthessen.de/
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